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Juhalt: Geſetz, betreffend das Disziplinarverfahren bei dem Oberverwaltungsgericht, S. 107. — Geſetz über 
die allgemeine Landesverwaltung und die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
in der Provinz Poſen. S. 108. 


(Nr. 9338.) Geſetz, betreffend das Disziplinarverfahren bei dem Oberverwaltungsgericht. 
Vom 8. Mai 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


*. 

Zur Entſcheidung in denjenigen auf Entfernung aus dem Amte gerichteten 
förmlichen Disziplinarunterſuchungen, in welchen die Geſetze zu derſelben das 
Plenum des Oberverwaltungsgerichts oder das Oberverwaltungsgericht berufen, 
wird bei demſelben ein Disziplinarſenat in der Beſetzung von zwei Präſidenten 
und ſieben Räthen dieſes Gerichtshofes gebildet. Den Vorſitz in dieſem Senate 
führt der Präſident des Gerichtshofes, und im Falle ſeiner Verhinderung derjenige 
Senatspräſident, welcher dieſes Amt am längſten bekleidet. 

Im Uebrigen ſetzt ſich der Disziplinarſenat in der Weiſe zuſammen, daß 
bis zur Erfüllung der geſetzlichen Zahl den ſtändigen Mitgliedern des Erſten 
Senats derjenige Senatspräſident ſowie diejenigen Räthe des Gerichtshofes hin— 
zutreten, welche ihr Amt am längſten bekleiden, und bei gleichem Dienſtalter 
diejenigen, welche der Geburt nach die älteſten ſind. Die im einzelnen Falle 
an der Theilnahme thatſächlich oder rechtlich Behinderten kommen hierbei nicht 
in Betracht. 

Die Zuſtändigkeit des Disziplinarſenats erſtreckt ſich auch auf das Verfahren, 
in welchem über die Thatſache der Dienſtunfähigkeit von Beamten Entſcheidung 
zu treffen iſt. 

Die für das Verfahren der einzelnen Senate des Oberverwaltungsgerichts 
geltenden Vorſchriften finden auch auf den Disziplinarſenat Anwendung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Mai 1889. 
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Die Entſcheidung auf Klagen, welche die Verhängung von Ordnungsſtrafen 
en Gegenſtande haben, fteht bei dem Oberverwaltungsgerichte dem Erſten Senate 
eſſelben zu. 

Bezüglich der Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts bewendet es auch 
fernerhin bei den $$. 21, 22 und 24 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der 


Verwaltungsgerichte ꝛc., vom 2. tg 1850 (Geſetz-Samml. von 1880 S. 328). 


§. 2. 
Der F. 1 dieſes Geſetzes findet auf alle zur Zeit ſeines Inkrafttretens noch 
nicht endgültig entſchiedenen Sachen Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Schloß zu Berlin, den 8. Mai 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 


v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Bismarck. Herrfurth. v. Schelling. 
v. Verdy. 


(Nr. 9339.) Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung und die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden in der Provinz Poſen. Vom 
19. Mai 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, für die Provinz 
Poſen, was folgt: 
Artikel J. 


Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetz-Samml. S. 195) ſowie die Titel I und IV bis einſchließlich XXV des 
Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 237) treten für die Hrovin Poſen, 
mit den aus den nachſtehenden Artikeln fi) ergebenden Maßgaben, in Kraft. 


Artikel II. 

Wählbar zum Mitgliede des Provinzialrathes und des Bezirksausſchuſſes 
iſt jeder ſelbſtändige Angehörige des Deutſchen Reiches, welcher das dreißigſte 
Lebensjahr vollendet hat, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und 
ſeit mindeſtens einem Jahre der Provinz durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehört. 

Als ſelbſtändig gilt derjenige, welchem das Recht, über ſein Vermögen 
zu en und daſſelbe zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung ent: 
zogen iſt. 
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Artikel III. 

Die gewählten Mitglieder des Provinzialrathes und des Bezirksausſchuſſes 
bedürfen der Beſtätigung. 

Die Beſtätigung ſteht zu: 

dem Miniſter des Innern hinſichtlich der gewählten Mitglieder des 
Provinzialrathes und deren Stellvertreter; 

dem Oberpräſidenten hinſichtlich der gewählten Mitglieder des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes und deren Stellvertreter. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo wird zu einer neuen Wahl geſchritten. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo hat die zur Beſtätigung berufene Be— 
hörde das Mitglied beziehungsweiſe den Stellvertreter zu ernennen. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Vornahme der Wahl verweigert werden ſollte. 

Die hiernach ernannten Mitglieder und Stellvertreter müſſen den für die 
Wählbarkeit geſetzlich vorgeſchriebenen Erforderniſſen entſprechen. 


Artikel IV. 

An Stelle des $. 36 des Geſetzes vom 30. Juli 1883 treten folgende Be⸗ 
ſtimmungen: 

9. 1. 

An der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ſteht der Landrath. 

Der Kreisausſchuß beſteht aus dem Landrathe als Vorſitzenden und ſechs 
Mitgliedern, welche von dem Oberpräſidenten aus der Zahl der Kreisangehörigen 
ernannt werden. 

Die Ernennung erfolgt auf Grund von Vorſchlägen des Kreistages, in 
welche aus der Zahl der Kreisangehörigen die zu Mitgliedern des Kreisausſchuſſes 
befähigten Perſonen aufzunehmen ſind. 

Lehnt ein Kreistag die Aufforderung des Oberpräſidenten zur Vervoll⸗ 
ſtändigung dieſer Vorſchläge ab, fo hat der Provinzialrath auf Antrag des Ober 
präſidenten darüber zu beſchließen, ob und welche Perſonen nachträglich in die 
Vorſchlagsliſte aufzunehmen ſind. 

Perſonen, welche in die Vorſchlagsliſte nicht aufgenommen ſind, können 
vom Oberpräſidenten zu Mitgliedern des Kreisausſchuſſes nur unter der Zu⸗ 
ſtimmung des Provinzialrathes ernannt werden. Lehnt der Provinzialrath die 
Zuſtimmung ab, ſo lan dieſelbe auf Antrag des Oberpräſidenten durch den 
Miniſter des Innern ergänzt werden. 

Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer können nicht Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes ſein; richterliche Beamte, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder 
der Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen ſind, nur mit 
Genehmigung des vorgeſetzten Miniſters. 

rap} 

Zu Mitgliedern des Kreisausſchuſſes können nur ſolche Kreisangehörige 

ernannt werden, welche 
(Nr. 9389.) 22° 
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a) ſelbſtändige (Art. II Abſ. 2) Angehörige des Deutſchen Reiches find 

und das 21. Lebensjahr vollendet haben, 

b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das Recht zur Mitgliedſchaft geht verloren, ſobald eins der vorſtehenden 
Erforderniſſe bei dem Mitgliede nicht mehr zutrifft. Es ruht während der Dauer 
eines Konkurſes, ferner während der Dauer einer gerichtlichen Unterſuchung, wenn 
dieſelbe wegen Verbrechen oder wegen ſolcher Vergehen, welche den Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen müſſen oder können, eingeleitet oder wenn 
die gerichtliche Haft verfügt iſt. 


Die Ernennung der Kreisausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit 
der Maßgabe, daß bei Ablauf dieſer Periode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis 
zur Ernennung des Nachfolgers fortdauert. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel 
der Mitglieder aus. Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch 
das Loos beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wiederernannt werden. Jede 
Ernennung verliert ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der im F. 2 vor 
geſchriebenen Bedingungen. Der Kreisausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob 
dieſer Fall eingetreten iſt. Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet inner- 
halb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Die Klage ſteht 
auch dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu. Dieſelbe hat keine aufſchiebende 
Wirkung; jedoch darf bis zur rechtskräftigen Entſcheidung die Ernennung eines 
Erſatzmannes nicht ſtattfinden. Für das Streitverfahren kann der Kreisausſchuß 
einen beſonderen Vertreter beſtellen. 

Die Ausſchußmitglieder werden vom Vorſitzenden vereidigt. 

Die Ausſchußmitglieder können nach Maßgabe der Beſtimmungen des $. 39 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung im Wege des Disziplinar- 
verfahrens ihrer Stellen enthoben werden. 


§. 4. 
Bei Behinderung des Landrathes geht der Vorſitz im Kreisausſchuſſe auf 
ſeinen Stellvertreter über. Iſt dies der Kreisſekretär, ſo führt nicht dieſer, ſondern 
das hierzu vom Kreisausſchuſſe gewählte Mitglied den Vorſitz. 


$. 5. 

Soweit die eigenen Einnahmen des Kreisausſchuſſes nicht ausreichen, werden 
die Koſten, welche die Geſchäftsverwaltung deſſelben verurſacht, von dem Kreiſe 
getragen. 

Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes erhalten eine ihren baaren Auslagen 
entſprechende Entſchädigung. Ueber die Höhe derſelben beſchließt der Bezirksausſchuß. 
§. 6. 

Der Kreisausſchuß iſt befugt, behufs der örtlichen Erledigung der zu ſeiner 
Zuſtändigkeit gehörigen Geſchäfte die Mitwirkung der Polizeidiſtriktskommiſſarien, 
ſowie der Gemeinde- und Gutsvorſteher in Anſpruch zu nehmen. 
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Artikel V. 
Im Uebrigen werden hinſichtlich der Angelegenheiten der Provinz und der 
Kreiſe folgende Beſtimmungen getroffen: 


A. Angelegenheiten der Provinz. 


1. Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des provinzialſtändiſchen 
Verbandes wird ein Provinzialausſchuß beſtellt, welcher aus 7 bis 13 von dem 
Provinziallandtage zu wählenden Mitgliedern und dem Landesdirektor beſteht. 
Für die Mitglieder hat der Provinziallandtag eine gleiche Zahl von Stellvertretern 
zu wählen. 

Für die Wählbarkeit gelten die im Artikel II getroffenen Beſtimmungen. 
Von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen ſind der Oberpräſident, die Regierungs⸗ 
präſidenten, ſowie ſämmtliche Provinzialbeamte. 

Die gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter bedürfen der Beſtätigung 
des Miniſters des Innern. 

Der Provinzialausſchuß wählt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und einen 
Stellvertreter defjelben. Der Landesdirektor kann zum Vorſitzenden oder zum 
Stellvertreter deſſelben nicht gewählt werden. 

2. Zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte der provinzialſtändiſchen 
Verwaltung wird ein Landesdirektor beftellt, welcher von dem Provinzialausſchuſſe 
auf mindeſtens ſechs bis höchſtens zwölf Jahre zu wählen iſt und der Beſtätigung 
des Königs bedarf. 

Der Landesdirektor vertritt den provinzialſtändiſchen Verband nach außen 
in allen Angelegenheiten, insbeſondere auch da, wo die Geſetze eine Spezialvoll⸗ 
macht verlangen. 

Er iſt der Dienſtvorgeſetzte ſämmtlicher Provinzialbeamten. 

3. Wird in den Fällen zu 1 und 2 die Beſtätigung verſagt, ſo ſchreitet 
der Provinziallandtag beziehungsweiſe der Provinzialausſchuß zu einer neuen Wahl. 
Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo kann der Miniſter des Innern die 
kommiſſariſche Verwaltung der Stelle auf Koſten des provinzialſtändiſchen Ver— 
bandes anordnen. Daſſelbe findet ſtatt, wenn der Provinziallandtag beziehungs⸗ 
weiſe der Provinzialausſchuß die Wahl verweigert oder den nach der erſten Wahl 
nicht Beſtätigten wiederwählt. 

Die kommiſſariſch beſtellten Mitglieder des Provinzialausſchuſſes müſſen den 
für die Wählbarkeit in dieſen getroffenen Beſtimmungen entſprechen. 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl des Pro⸗ 
vinziallandtages beziehungsweiſe des Provinzialausſchuſſes, deren wiederholte Vor⸗ 
nahme jederzeit zuläſſig iſt, die Beſtätigung erlangt hat. 

4. Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes und deſſen Geſchäfte, über die Wahl, die dienſtliche Stellung und die 
Befugniſſe des Landesdirektors und der übrigen Provinzialbeamten, ſowie hin- 
ſichtlich der Aufſicht über die Verwaltung der Angelegenheiten des Provinzial 

(Nr. 9339.) 
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ftändifchen Verbandes werden durch eine nach Anhörung des Provinziallandtages 
zu erlaſſende Königliche Verordnung getroffen. Dieſelbe beſtimmt auch, 
a) inwieweit der Königliche Landtagskommiſſaxrius, die zu feiner Vertretung 
oder Unterſtützung abgeordneten Staatsbeamten, die Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes und die oberen Provinzialbeamten an den Be 
rathungen des Provinziallandtages theilzunehmen befugt ſind, 
b) mit welchen Maßgaben die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
(Geſetz⸗Samml. S. 465) in Betreff der Dienſtvergehen der Mitglieder 
des Provinzialausſchuſſes und der Provinzialbeamten Anwendung finden. 
5. Die in Folge einer Veränderung der Provinzialgrenze erforderliche Rege— 
lung der Verhältniſſe iſt, unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, durch den Miniſter 
des Innern zu bewirken. Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts. 

6. In Beziehung auf die Vertheilung der Provinzialabgaben finden die 
Beſtimmungen der $$. 106 bis 108 und 110 bis 113 der Provinzialordnung 


29. Jun 1875 


vom Hr (ee Samml. 1881 S. 233) Anwendung. 


7. Unterläßt oder verweigert der provinzialſtändiſche Verband, die ihm ge 
ſetzlich obliegenden, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit 
feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, 
ſo verfügt der Oberpräſident, unter Angabe der Gründe, die Eintragung in den 
Etat, beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinzialverbande 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Die Rechte 
des provinzialſtändiſchen Verbandes werden hierbei von dem Provinzialausſchuſſe 
wahrgenommen, ſofern nicht der Provinziallandtag einen beſonderen Vertreter be⸗ 
ſtellt hat. 


B. Angelegenheiten der Kreiſe. 


1. In den Fällen der Veränderung der Kreisgrenzen und der Bildung 
neuer Kreiſe, ſowie des Ausſcheidens großer Städte aus dem Kreisverbande ber 
ſchlieft der Bezirksausſchuß über die Auseinanderſetzung der betheiligten Kreiſe, 
vorbehaltlich der den letzteren gegen einander zuſtehenden Klage bei dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe. ö 

2. Durch Beſchluß des Kreistages kann dem Kreisausſchuſſe die Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreiſes übertragen werden. Hinſichtlich dieſer Verwaltung 
gelten die Beſtimmungen der §§. 123 und 134, 1 bis 4 der Kreisordnung für die 
Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und 
Sachſen vom 1d. W L881 (Geſetz-Samml. 1881 S. 179). 

3. In Beziehung auf die Vertheilung der Kreisabgaben treten die $$. 10 
bis einſchließlich 18 der Kreisordnung für die Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, 


0 13. Dezember 1872 
Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 10. März 1881 (Geſetz⸗ 
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Samml. 1881 S. 179) auch in der Provinz Poſen mit der Maßgabe in Kraft, 
daß die in $. 12 feſtgeſetzten Termine 

vom 30. Juni 1874 auf 

den 31. Oktober 1891, 

vom 31. Dezember 1875 auf 

den 31. März 1893 und 

vom 1. Januar 1876 auf 

den 1. April 1893 
verlegt werden. 

4. Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung oder die 
Veranlagung zu den Kreisabgaben, beſchließt der Kreisausſchuß. 

Beſchwerden und Einſprüche der gedachten Art ſind innerhalb einer Friſt 
von zwei Monaten nach erfolgter Bekanntmachung der Abgabebeträge bei dem 
Kreisausſchuſſe anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Kreiszuſchlägen zu 
den direkten Staatsſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, 
ſind unzuläſſig. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe ſtatt. Hierbei iſt die Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbehörden auch inſoweit begründet, als bisher durch $. 79 Titel 14 
Theil II des Allgemeinen Landrechts, beziehungsweiſe $$. 9, 10 des Geſetzes über 
die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Geſetz⸗Samml. S. 241) 
oder ſonſtige beſtehende Vorſchriften der ordentliche Rechtsweg für zuläſſig er⸗ 
klärt war. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. 

5. Beſchlüſſe des Kreistages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 

a) Mehr⸗ oder Minderbelaftung einzelner Kreistheile, 

p) eine Belaſtung der Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50 Niro» 

zent des Geſammtaufkommens der direkten Staatsſteuern, 

c) Veräußerung von Grundſtücken und Immobiliarrechten des Kreiſes, 

d) Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbeſtande belaſtet 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 
ſowie die Uebernahme von Bürgſchaften auf den Kreis, 

e) eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 
inſofern die aufzubringenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, 

bedürfen in den Fällen zu a der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den 
Fällen zu b der Beſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen, in den 
übrigen Fällen der Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 

(Nr. 9339.) 


— 14 — 


Ohne die vorgeſchriebene Beſtätigung find die betreffenden Beſchlüſſe des 
Kreistages nichtig. 

6. Der Bezirksausſchuß beſchließt, an Stelle der Aufſichtsbehörde, über 
die Feſtſtellung und den Erſatz von Defekten der Kreisbeamten nach Maßgabe 
der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz-Samml. S. 52). Der Beſchluß 
iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges endgültig. 

7. Unterläßt oder verweigert ein Kreis, die ihm geſetzlich obliegenden, von 
der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf 
den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der 
Regierungspräſident, unter Angabe der Gründe, die Eintragung in den Etat, 
beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht dem Kreiſe inner- 
halb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Zur Ausführung 
der Rechte des Kreiſes kann der Kreistag einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


Artikel VI. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt hinſichtlich der Beſtimmungen im Artikel VA 
Nr. 1 bis 4 ſofort, im Uebrigen am 1. April 1890 in Kraft. 

Noch vor dem 1. April 1890 iſt zur Bildung des Provinzialrathes, der 
Bezirksausſchüſſe, der Kreis- und Stadtausſchüſſe in Gemäßheit der Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes zu ſchreiten. 

Auf die vor dem 1. April 1890 bereits anhängig gemachten Sachen finden 
in Beziehung auf die Zuſtändigkeit der Behörden, das Verfahren und die Zu⸗ 
läſſigkeit der Rechtsmittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze, jedoch mit den 
im F. 7 Abſatz 3 und im $. 18 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 bezeichneten Abänderungen Anwendung. 

Bei der Vorſchrift des §. 13 des Geſetzes, betreffend Ergänzung und Ab— 
änderung einiger Beſtimmungen über Erhebung der auf das Einkommen gelegten 
direkten Kommunalabgaben, vom 27. Juli 1885 (Geſetz-Samml. S. 327) behält 
es auch für die Provinz Poſen ſein Bewenden. 

Artikel VII. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt 
und erläßt die hierzu erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Braunſchweig, den 19. Mai 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 
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